
 

 

sozialministerium.at 

BMSGPK-Gesundheit - VI/A/5 (Ombudsstelle für 
Nichtraucherschutz, Rechts- und 
Fachangelegenheiten Tabak und verwandte 
Erzeugnisse, Alkohol und Verhaltenssüchte) 

Barbara Hackl-Lieber  
Sachbearbeiterin 

barbara.hackl-
lieber@gesundheitsministerium.gv.at  
+43 1 711 00-644197 
Postanschrift: Stubenring 1, 1010 Wien 
Radetzkystraße 2, 1030 Wien 

E-Mail-Antworten sind bitte unter Anführung der 
Geschäftszahl an post@sozialministerium.at  
zu richten. 

An die Landeshauptleute 
übermittelt am 6. September 2021 

Geschäftszahl: 2021-0.587.877   

Rauchverbot auf Theaterbühnen - Aufhebung der ergänzenden Klarstellung 
zum Erlass GZ BMG-22181/0034-II/1/2016 vom 09.06.2016 in Entsprechung 
der Kritik der Volksanwaltschaft 

Sehr geehrte Frau Landeshauptfrau XX, sehr geehrter Herr Landeshauptmann XX! 

In Ergänzung zum ho. Erlass GZ BMG 22181/34-II/1/2016 vom 24. Mai 2016, mit welchem 
auf das gesetzliche Rauchverbot auf Theaterbühnen und in ähnlichen Räumlichkeiten 
hingewiesen worden war, wurde mit GZ BMG-90000/52-II/2016 vom 9. Juni 2016 seitens 
des damaligen Gesundheitsressorts eingeräumt, dass auf Bühnen und dgl. aus Gründen 
der dramaturgischen Darstellungserleichterung und der Freiheit der Kunst gemäß Art. 17a 
StGG die Verwendung von nikotinfreien E-Zigaretten zulässig sei. 

Diese Vorgehensweise wurde von der Volksanwaltschaft in ihrem Bericht an den 
Nationalrat und den Bundesrat1 als Missstand in der Verwaltung gesehen und scharf 
kritisiert. In dieser Kritik wurde auch auf die vor Verfügung des ursprünglichen Erlasses 
durch das Gesundheitsressort eingeholte Rechtsmeinung des Verfassungsdienstes Bezug 

                                                   
1 Bericht der Volksanwaltschaft an den Nationalrat und den Bundesrat 2016; Band Kontrolle der öffentlichen 
Verwaltung; Seite 111 https://volksanwaltschaft.gv.at/downloads/1i6fp/PB40nachpr%C3%BCfend.pdf 
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genommen, wonach ein Rauchverbot bei Theateraufführungen und vergleichbaren 
künstlerischen Betätigungen verfassungskonform sei. 

In Entsprechung dieser Missstandsfeststellung der Volksanwaltschaft wird hiermit der in 
Rede stehende ergänzende (relativierende) Erlass vom 9. Juni 2016 ersatzlos aufgehoben. 
Sohin erlangt im Ergebnis der ursprüngliche Erlass vom 24. Mai 2016, welcher in der 
Beilage mitübermittelt wird, vollumfänglich wieder Geltung und gelangt mit sofortiger 
Wirkung umfassend zur Anwendung.  

Klargestellt wird dadurch, dass demgemäß das Rauchen von jeglichen Tabak- oder ver-
wandten Erzeugnissen sowie von Wasserpfeifen auf Theaterbühnen und in vergleichbaren 
Räumlichkeiten einen Verstoß gegen § 13 i. V. m. § 13c TNRSG darstellt, welcher den Straf-
normen des TNRSG, insb. § 14 Abs. 4 und 5 leg. cit., unterworfen ist. 

Die Ämter der Landesregierungen dürfen ersucht werden, die Vollzugsbehörden 1. Instanz 
im jeweiligen Zuständigkeitsbereich entsprechend zu informieren. 

Zwar bestehen vereinzelt unterschiedliche Sichtweisen in der Frage Rauchverbot auf 
Theaterbühnen vs. Freiheit der Kunst, eine richtungsweisende höchstgerichtliche 
Judikatur dazu liegt allerdings nicht vor, die endgültige Rechtssicherheit schaffen könnte. 
Im Lichte dessen darf ersucht werden, die ho. Fachabteilung im BMSGPK zu informieren, 
sobald Beschwerden im Zusammenhang mit Strafen wegen Verstößen gegen das 
Rauchverbot auf Theaterbühnen oder in ähnlichen künstlerischen Einrichtungen bei 
Landesverwaltungsgerichten eingebracht werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Wien, 3. September 2021 
Für den Bundesminister: 
Dr. Franz Pietsch 

 

Beilage/n: Beilagen 
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